
Satzung des Vereines: „Ubomi “ 

   

  

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

  

1)  Der Verein führt den Namen „Ubomi e.V.“ 

 

2)  Der Verein ist in das Vereinsregister in Hannover eingetragen. 

Registernummer: VR 202739 

 

3)   Der Verein hat seinen Sitz in Hannover. 

 

4)   Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

5)   Der Verein mit  Sitz in Hannover verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 

Abgabenordnung  

  

 

 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe, Erziehung und Bildung, sowie die 
Unterstützung hilfsbedürftiger Kinder und Jugendlicher im Sinne des § 53 der 
Abgabenordnung. 
  

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch den Aufbau und die Förderung des 
Ubomi-Projektes in Südafrika, welches sich die Lebenserhaltung, Fürsorge und Bildung von  
Straßenkindern zur Aufgabe gemacht hat. 
 

a) Zur Erreichung der Vereinszwecke, auch im Sinne des § 53 der Abgabenordnung,  
übernimmt der Verein zunächst die Errichtung fester Einrichtungen, in denen 
vernachlässigte und verwaiste Kinder ihr gefährliches Leben auf der Straße gegen 
einen behüteten Rückzugsort tauschen. Hier bekommen sie warmes Essen, 
Hausaufgabenbetreuung, Life-Skill-Trainings, sowie Spiel-, Sport- und Kulturangebote. 
 

b) Im Sinne der Erziehung und Bildung sind die Förderangebote im Haus darauf 
ausgerichtet den Kindern zu helfen sich entsprechend ihrer Fähigkeiten zu entwickeln. 
Die täglichen Spiel- und Sportangebote helfen den Kindern ihre sozialen Kompetenzen 
auszubauen und ihr Selbstbewusstsein zu stärken. Alle Programmangeboten haben 
einen persönlichkeitsstärkenden Ansatz. Zu den Unterstützungsangeboten zählen zum 
Beispiel ein Gartenbauprojekt, ein spielerischer Englischunterricht, ein Handballprojekt 
für traumatisierte Mädchen, ein Zirkusprojekt und ein Tanzworkshop.  
 

 
c) Den Vereinszweck Förderung der Jugendhilfe wird verwirklicht durch die Einbindung 

der Jugendlichen in die Betreuung der Spiel- Sport und Kulturangebote. Mit Hilfe von 
Kooperationspartnern vor Ort, wie z.B. Play Handball, Abalimi Gardening und Zirkus 



Zip Zap werden Jugendliche zu Helfern ausgebildet. Sie können neue Fähigkeiten 
entwickeln und lernen Verantwortung zu übernehmen. 
 

d) Die hauptverantwortliche Betreuung und Versorgung der Kinder im Projekt wird 
ausschließlich von qualifizierten Township-Bewohnern übernommen. Die Einbindung 
des Projektes in die Gemeinschaft ist für die Akzeptanz vor Ort unerlässlich. Es können 
zudem notwendige Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Gehälter werden vertraglich 
geregelt und aus Mitteln des Vereins bezahlt. Anfallende Kosten für notwendige 
Qualifizierungsmaßnahmen trägt ebenfalls der Verein 

 
e) Im Sinne der Öffentlichkeitsarbeit übernimmt der Verein die Dokumentation des 

Projektes auf der eigenen Homepage, über soziale Medien und über 
Berichterstattungen bei entsprechenden Veranstaltungen. Diese Art der 
Öffentlichkeitsarbeit hilft bei der Generierung der benötigten Spenden. 
 

f) Alle Vereinszwecke werden verfolgt durch das aktive, ehrenamtliche und unentgeltliche 
Engagement der Gründungsmitglieder, die zum Teil in Deutschland und zum anderen 
Teil vor Ort in Kapstadt leben.  

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

1) Der Verein verfolgt im Rahmen dieser Satzung ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 

Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Alle Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden. 

 

3) Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus 

Mitteln des Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 

fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

4) Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des 

Wertes eines Anteils am Vereinsvermögen. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

 

1) Der Verein besteht aus:  

a) Ordentlichen Mitgliedern 

b) Fördernden Mitglieder 

c) Ehrenmitgliedern 

 

§ 4 a Erwerb der Mitgliedschaft 

  

1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder 

Personenvereinigung werden, ohne Unterschiede in Abstammung, Geschlecht und 

Altersgruppe, die sich den Zielen des Vereins verpflichtet fühlt und vom Verein zertifiziert 

ist. Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. 



 

2) Für jugendliche Mitglieder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres haben die 

gesetzlichen Vertreter ihre Zustimmung zum Eintritt in den Verein zu geben. 

 

3) Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Lehnt der Vorstand die Aufnahme ab, kann 

der Bewerber verlangen, dass die nächste ordentliche Mitgliederversammlung über die 

Aufnahme entscheidet. 

  

  

§ 4 b Beendigung der Mitgliedschaft 

  

1) Die Mitgliedschaft endet: 

a) mit dem Tod des Mitglieds bzw mit der Beendigung der juristischen Person oder 

Personenvereinigung, 

b) durch den Austritt des Mitglieds, 

c) durch Ausschluss des Mitglieds aus dem Verein. 

 

2) Der Austritt eines Mitglieds erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied 

des Vorstands. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. 

 

3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen 

werden, wenn es in grober Art und Weise gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat. 

Das Mitglied ist vor einem derartigen Ausschluss vom Vorstand anzuhören. Der 

Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied bekannt 

zu machen. Auf Antrag des betreffenden Mitglieds entscheidet über den Ausschluss die 

nächste ordentliche Mitgliederversammlung. Zur Bestätigung des Ausschlusses ist eine 

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. Ein Mitglied kann 

ferner durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es trotz 

zweimaliger Mahnung mit der Zahlung von mindestens zwei Vereinsbeiträgen im 

Rückstand ist. Der Ausschluss darf erst beschlossen werden, wenn seit Absendung der 

zweiten Mahnung mindestens drei Monate vergangen sind, ohne dass die 

Beitragsrückstände beglichen wurden. 

  

  

§ 5 Beiträge 

  

Von den Mitgliedern werden Beiträge in Form eines Jahresbeitrags und in Form von im 

Einzelfall zu beschließenden Umlagen erhoben. Über die Festsetzung von Beiträgen und 

deren Höhe beschließt die Mitgliederversammlung. Durch Beschluss der 

Mitgliederversammlung kann eine Aufnahmegebühr eingeführt werden. Die Beiträge werden 

in der Beitragsordnung festgelegt.  

  

 

 § 6 Rechte & Pflichten  

  



1) Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes an Veranstaltungen des 

Vereins teilzunehmen. 

 

2) Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich nach der Satzung und den weiteren Ordnungen des 

Vereins zu halten. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger Rücksichtnahme und zur 

Einhaltung gemeinsamer Wertvorstellungen verpflichtet.  

 

 

3) Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet. 

 

 

§ 7 Organe des Vereins 

  

Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung, 

b) der Vorstand. 

 

 

§ 8 Mitgliederversammlung 

  

1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich, in der Regel im ersten Quartal des 

Jahres, statt. Weitere Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse 

des Vereins dies erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder die Einberufung 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. 

 

2) Die Einberufung erfolgt schriftlich durch den Vorstand. Sie ist an die letzte vom Mitglied 

dem Verein bekannt gegebene Kontaktadresse (Postanschrift, Faxnummer, E-Mail-

Adresse) zu richten. Zwischen dem Tag der Einberufung und dem Versammlungstag 

muss eine Frist von mindestens drei Wochen liegen. Die Einladung hat Ort, Zeit und 

Tagesordnung der Mitgliederversammlung zu enthalten. Anträge auf Ergänzung der 

Tagesordnung sind spätestens zwei Wochen vor dem Tag der Versammlung schriftlich 

an den Vorstand zu richten, der den Mitgliedern dann eine ergänzte Tagesordnung 

zukommen lässt. Später oder in der Mitgliederversammlung selbst können keine Anträge 

mehr auf Ergänzung der Tagesordnung gestellt werden. 

 

3) Die Mitgliederversammlung wird von dem ersten Vorsitzenden und bei dessen 

Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied 

anwesend, wird der Versammlungsleiter von der Mitgliederversammlung gewählt. 

 

 

4) Der Versammlungsleiter bestimmt die Art der Abstimmung. Die Abstimmung muss 

geheim durchgeführt werden, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder dies verlangt. 

 

5) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste 

zulassen. Die Zulassung muss unterbleiben, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder 

dies verlangt. 

 



6) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller 

Vereinsmitglieder anwesend oder vertreten ist. Wird die Beschlussfähigkeit nicht 

erreicht, ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite 

Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn darauf in der Einladung hingewiesen 

wurde. 

 

7) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei 

Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.  

 

8) Zur Änderung der Satzung, zur Auflösung des Vereins oder zu seiner Verschmelzung ist 

eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stimmen erforderlich.  

 

9) Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer, der über die Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung ein Protokoll aufnimmt. Das Protokoll ist vom 

Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen. In ihm sind Ort und Zeit 

der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die 

Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung sowie die einzelnen 

Abstimmungsergebnisse festzuhalten. Satzungsänderungen sind im Wortlaut in das 

Protokoll aufzunehmen. 

 

10) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die gesetzlichen Vertreter der 

Minderjährigen sind von der Ausübung des Stimmrechts ausgeschlossen, können aber 

als Gäste an der Versammlung teilnehmen.   

 

11) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für folgende Angelegenheiten: 

a) Genehmigung des vom Vorstand für das nächste Geschäftsjahr aufgestellten 

Haushaltsplans, 

b) Genehmigung der Jahresrechnung, 

c) Entgegennahme des Geschäftsberichts des Vorstands, 

d) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie der Mitglieder des Beirats, 

e) Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins, 

f) Wahl des Kassenprüfers, 

g) Beschlussfassung über die Entlastung von Vorstand. 

 

 

§ 9a Vorstand 

  

1) Der Vorstand des Vereins im Sinne §26 BGB ist: 

a) der Erste Vorsitzende, 

b) der Zweite Vorsitzende und 

c) der Kassenwart. 

 

2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch jedes Mitglied des Vorstandes 

allein vertreten  

 



3) Die Vereinigung mehrere Vorstandsämter ist unzulässig. Zur Erledigung der laufenden 

Geschäfte kann der Vorstand einen Geschäftsführer einsetzen, zudem kann eine 

Geschäftsstelle eingerichtet werden. 

 

4) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 

zwei Jahren gewählt. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben jedoch so lange im Amt, bis 

ein neuer Vorstand gewählt ist. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar 

sind nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der 

Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer 

des Ausgeschiedenen. 

 

5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Regel in Vorstandssitzungen, die vom ersten 

Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung vom zweiten Vorsitzenden mit einer Frist von 

zwei Wochen einberufen werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 

zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Vorstandssitzungen leitet der erste 

Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der zweite Vorsitzende. Die Vorstandsbeschlüsse 

sind in geeigneter Weise aktenkundig zu machen. Ein Vorstandsbeschluss kann auch 

auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung 

zu dieser Art der Beschlussfassung erklären. 

 

6) Die Vorstandsmitglieder und ehrenamtlich für den Verein tätigen MitarbeiterInnen und 

Mitarbeiter haben einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche 

Aufwendungen, die ihnen nachweislich durch die Tätigkeit für den Verein entstanden 

sind. Hierzu gehören ins besonders Fahrtkosten, Reisekosten, Porto und Telefon.  

 

7) Die Mitglieder des Vorstands haften dem Verein bei Schäden nur für Vorsatz und grobe 

Fahrlässigkeit. 

  

 

§ 9b Vergütungen für die Vereinstätigkeit 

1) Die Organmitglieder des Vereins üben ihre Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. 

 

2) Bei Bedarf können diese Ämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

entgeltlich auf der Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung 

einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EstG (Ehrenamtspauschale) ausgeübt 

werden. 

 

3) Sonstige Tätigkeiten für den Verein außerhalb der Organfunktion können gesondert 

vergütet werden. 

 

4) Die Entscheidung über eine Vergütung der Vereinstätigkeit nach Abs. 2 trifft die 

Mitgliederversammlung, die Entscheidung über die Vergütung der Tätigkeiten nach Abs. 

3 trifft der Vorstand. 

 

 

§ 10 Ernennung von Ehrenmitgliedern 

 



Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf 

Vorschlag des Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung zu 

Ehrenmitgliedern erfolgt auf Lebenszeit; sie bedarf einer Mehrheit von 2/3 der Anwesenden 

Mitglieder. 

 

§ 11 Kassenprüfung 

 

1) Die Mitgliederversammlung wählt auf die Dauer von einem Jahr zwei Personen zur 

Kassenprüfung. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstandes sein oder eins von ihm 

eingesetzten Ausschusses sein. Wiederwahl ist zulässig.  

 

2) Die Kassenprüferinnen/Kassenprüfer haben die Kasse des Vereins einschließlich der 

Bücher und Belege mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu 

prüfen und dem Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu erstatten. Die 

Kassenprüferinnen/Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht 

und beantragen bei ordnungsmäßiger Führung der Kassengeschäfte die Entlastung der 

Kassenwartin / des Kassenwarts und der übrigen Vorstandsmitglieder. 

 

 

§ 12 Ordnungen 

 

Zur Durchführung der Satzung hat der Vorstand eine Geschäftsordnung und eine 

Finanzordnung zu erlassen. Die Ordnungen werden mit einer Mehrheit von 2/3 der 

Mitglieder des Vorstandes beschlossen. Darüber hinaus kann der Vorstand weitere 

Ordnungen erlassen.  

 

 

§ 13 Datenschutz 

 

1) Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen 

Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über 

persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, übermittelt 

und verändert. 

 

2) Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 

b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind; 

c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten 

Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt; 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung 

unzulässig war. 

 

3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 

Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 

zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das 

Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 



4) Weitere Einzelheiten regelt die Datenschutzrichtlinie. 

 

§ 14 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall 

 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 

das Vermögen des Vereins an das Kinderhospitz Löwenherz e.V. (Freistellungsbestand der  

Finanzämter Syke, St-Nr. 46/ 270/ 00315), der es ausschließlich und unmittelbar für 

gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

 

§ 15 Gültigkeit der Satzung 

 

Die erste Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 11.11.2016 beschlossen und 

trat mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.  

Am 4.01.2018 wurde eine Änderung ins Vereinsregister eingetragen.  

Eine weitere Satzungsänderung gab es am 6.02.3018. 

 

Diese Satzung ändert die letzte eingetragene Fassung vom 6.02.2018 und tritt mit der 

Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

 

In der vorstehenden Satzung stimmen die geänderten Bestimmungen mit den am 

26.09.2019 gefassten Satzungsänderungsbeschluss und die unveränderten Bestimmungen 

mit dem zuletzt eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung überein. 

 

 

 

Bremen, den 27.09.2019 

 

 

 

 

  
  

 


